
Antworten des Vorstands von HeidelbergCement auf Fragen des Dachverbands der 

kritischen Aktionärinnen und Aktionäre auf der Hauptversammlung vom 12.05.2022 

 

1) HeidelbergCement betreibt über eine Tochtergesellschaft zwei Zementmahlwerke in der 

von Marokko völkerrechtswidrig besetzten Westsahara. Die in den Werken hergestellten 

Baustoffe sind essentiell für den von der Besatzungsmacht durchgeführten 

Infrastrukturausbau, welcher laut den Wissenschaftlichen Diensten des Bundestags ein 

Kriegsverbrechen begründet. 

Andererseits hat das Europäische Gericht (EuG) mit seinem Urteil vom 29. September 2021 

Handelsabkommen zwischen der EU und Marokko annulliert, da diese ohne die Zustimmung 

des Volkes der Westsahara dessen Selbstbestimmungsrecht verletzen. 

Welche Relevanz haben nach Ansicht von HeidelbergCement die folgenden Kernaussagen 

des Urteils für seine Aktivitäten und die seiner Tochterunternehmen in der Westsahara und 

wie begründen Sie dies? 

a)    die Westsahara hat einen gegenüber Marokko gesonderten und unterschiedlichen Status 

und dem Volk der Westsahara wird das Selbstbestimmungsrecht zuerkannt [T 279/19, 

ECLI:EU:T:2021:639, Rn. 301 bzw. Rn. 92] 

b)    die Einbeziehung der Westsahara in Wirtschaftsabkommen bedarf der Zustimmung des 

Volkes der Westsahara [T 279/19, ECLI:EU:T:2021:639, Rn. 194] 

c)    die Zustimmung des Volkes der Westsahara kann nicht durch jene der örtlichen 

(größtenteils marokkanischen) Bevölkerung ersetzt werden [T 279/19, ECLI:EU:T:2021:639, 

Rn. 337 und 371] 

 

Wir sind uns bei den beiden Mahlwerken in der Westsahara über den besonderen Status des 

Gebietes bewusst, das zeigt sich beispielsweise daran, dass wir bei unseren 

Menschrechtsrisikobewertungen die Situation der Westsahara besonders ansprechen und 

diskutieren. Bei ihrer Bezugnahme auf das Urteil des Gerichts der Europäischen Union teilen 

wir die Bedenken von der Europäischen Kommission und des Europäischen Rats. Wir halten 

es für sinnvoll abzuwarten, ob der Europäische Gerichtshof den Beschwerden der 

Kommission und des Rats stattgeben wird.  

 

2) HeidelbergCement hatte laut Eigenaussage keinen Kontakt mit der Frente Polisario und 

begründete dies auf der letztjährigen Hauptversammlung wie folgt: „Mit Frente Polisario 

haben wir in diesem Zusammenhang keinen Kontakt, da diese lediglich als politische 

Vertretung für völkerrechtlichen Fragen anerkannt wurden.“ 

Das Europäische Gericht hat im o.g. Urteil explizit die „Repräsentativität“ der Frente 

Polisario für das Volk der Westsahara im Rahmen der Wirtschaftsabkommen zuerkannt [T 

279/19, ECLI:EU:T:2021:639, Rn. 108].  

Achtet HeidelbergCement das Urteil des Europäischen Gerichts und wird der Konzern nun 

mit Frente Polisario Kontakt aufnehmen? Wenn nicht, wieso nicht? 

 

Sie beziehen sich weiterhin auf des Urteil des Gerichts der Europäischen Union vom 29. 

September 2021 und fragen, ob wir dieses Urteil achten und Kontakt mit der Frente Polisario 

aufnehmen würden, die laut EU Repräsentativität für das Volk der Westsahara zuerkannt 

bekommen hat. Ich möchte Sie gern darauf aufmerksam machen, dass die EU- Kommission 

bereits am 14. Dezember Rechtsmittel gegen die Entscheidung des Gerichts in der 

Rechtsachte T-279-19 eingereicht hat. Die ist unter C-779-21 P hinterlegt: die EU-

Kommission zweifelt hier die von Ihnen zitierte Repräsentativität und Parteifähigkeit der 

Frente Polisario an. Die Deutsche Regierung hat im Dezember ’21 signalisiert, den 

Vorschlag Marokkos aus dem Jahre 2007 anzuerkennen. Dieser Vorschlag besagt, der 

Westsahara einen autonomen Status zu gewähren. Daher bin ich vorsichtig optimistisch, dass 



es zu einer Beilegung des Konflikts kommen wird. Als privatwirtschaftliches Unternehmen 

möchten wir jedoch nicht weiter auf die politischen Aspekte diesbezüglich eingehen.  

 

3) Außerdem antwortete HeidelbergCement 2021: „Wir gehen dennoch davon aus, dass die 

lokale Bevölkerung mit unseren Geschäftstätigkeiten einverstanden ist. Zum einen sind 

Minderheitsaktionäre der lokalen sahrauischen Bevölkerung in unser Geschäft investiert, zum 

anderen wurden uns von den durch die lokale Bevölkerung gewählten behördlichen Vertretern 

die notwenigen Genehmigungen erteilt.“ 

a) Meint HeidelbergCement mit der „lokalen Bevölkerung“ die mehrheitlich aus 

marokkanischen Siedler:innen bestehende, zur Zeit in den besetzten Gebieten lebende 

Bevölkerung? 

b) Geht HeidelbergCement davon aus, dass diese repräsentativ für das sahrauische Volk ist? 

c) Geht HeidelbergCement davon aus, dass Zustimmung der lokalen Bevölkerung für seine 

Projekte ausreichend wäre, wenn das Gericht urteilte, dass die Zustimmung des sahrauischen 

Volkes bei Wirtschaftsabkommen nicht durch jene der lokalen Bevölkerung ersetzt werden 

kann? 

c) Wurden die genannten Genehmigungen von Behörden der Besatzungsmacht Marokko 

ausgestellt? 

 

Sie beziehen sich in Ihrer weiteren Frage auf Aussagen von der letzten Hauptversammlung, 

die ich noch einmal zitiere: „Wir gehen dennoch davon aus, dass die lokale Bevölkerung mit 

unseren Geschäftsaktivitäten einverstanden ist. Zum einen sind Minderheitsaktionäre der 

lokalen sahrauischen Bevölkerung in unser Geschäft investiert, zum anderen wurden uns von 

den durch die lokale Bevölkerung gewählten behördlichen Vertretern die notwendigen 

Genehmigungen erteilt.“ Sie fragen, wen HeidelbergCement mit der lokalen Bevölkerung 

meint und ob diese repräsentativ für das sahrauische Volk ist. Die lokale Bevölkerung sind für 

uns alle Menschen, die im Einzugsbereich unserer Geschäftstätigkeit leben und damit zu 

Stakeholdern für uns werden. Es entzieht sich unserer Kenntnis, ob die Mehrheit dieser 

Menschen marokkanischer Abstammung ist. Wir sind den Rechten aller dieser Menschen, ich 

wiederhole, aller dieser Menschen verpflichtet, aber wir legen besonderen Wert darauf, die 

Rechte der sahrauischen Bevölkerung zu schützen. So sind rund zwei Drittel der von uns 

beschäftigten Mitarbeiter und Fremdarbeiter Sahrauis. Die Frage, was repräsentativ für das 

sahrauische Volk ist und wer das Volk repräsentiert, ist politischer Natur.   

Sie fragen weiterhin, ob HeidelbergCement die Zustimmung der lokalen Bevölkerung für 

Unternehmensprojekte als ausreichend ansieht, während das Europäische Gericht eine 

Zustimmung des sahrauischen Volkes bei Wirtschaftsabkommen nicht durch die lokale 

Bevölkerung als ersetzbar ansieht, und Sie fragen, ob die Genehmigungen für unsere 

Mahlwerke von marokkanischen Behörden ausgestellt wurden. Sie stellen richtig dar, dass 

sich das Gericht auf zwei zwischenstaatliche Verträge bezieht; diese Sicht analog auf die 

Genehmigung eines privatwirtschaftlichen Betriebs zu übertragen, erscheint uns nicht 

sinnvoll. Die Genehmigungen für unsere Geschäftsaktivitäten in der Westsahara werden von 

den dort zuständigen marokkanischen Behörden ausgestellt.  

 

4) Die in der besetzten Westsahara aktive Tochtergesellschaft kauft für die Zementproduktion 

laut Aussage von HeidelbergCement „zusätzliche Rohstoffe von Firmen in sahrauischen 

Besitz“ 

a) Um welche Rohstoffe handelt es sich und um welche Mengen? 

b) Welche Rohstoffe und wieviel davon bezieht HeidelbergCement aus der Westsahara? 

 

Sie fragen nach Rohstoffkäufen unserer Tochterfirma im Gebiet der Westsahara von Firmen 

in sahrauischen Besitz. Unsere Tochtergesellschaft bezieht für die Zementproduktion im 



Gebiet der Westsahara jährlich etwa 150.000 Tonnen an Kalkstein und Puzzolanen von 

lokalen Lieferanten. Für die lokale Transportbetonproduktion werden ebenfalls alle nötigen 

Zuschlagstoffe lokal bezogen. Wir exportieren keinerlei Rohstoffe aus der Region Westsahara 

heraus, die gesamte Produktion ist für den lokalen Markt.  

 

   


